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Die Krise macht gleich

Von Dorothea Siems
Während die Reichen viel Geld verloren haben, profitieren die Transferempfänger

Ihrer Macht ist sich Ulrike Mascher bewusst. Die Präsidentin des Sozialverbands VdK verweist darauf, dass ihre Organisation 20 Millionen Rentner, acht Millionen Behinderte, sieben Millionen Hartz-IV-Empfänger und 2,3 Millionen Pflegebedürftige vertritt. "Diese Gruppen stellen mehr als die Hälfte der 62 Millionen Wahlberechtigten", so Mascher, und gegen die Mehrheit der Bevölkerung lassen sich keine Wahlen gewinnen.

"Sozialabbau ist kein Rezept für die Finanzkrise", lautet das Motto, mit dem die mächtige Lobby der Transferempfänger ihre Kampagne zur Bundestagswahl überschrieben hat. Auch im linken Parteienspektrum ist viel von der Schere zwischen Arm und Reich die Rede, die sich immer weiter öffne. Die Krise treffe vor allem die Schwächsten, heißt es, während die Banker auf Staatskosten gerettet würden.

In Wirklichkeit aber hat die Krise die Einkommensunterschiede kräftig verringert. Denn die Kurseinbrüche an den Kapitalmärkten trafen vor allem Vermögende. So haben die zehn Millionen reichsten Menschen der Welt 2008 ein Fünftel ihres Vermögens eingebüßt, wie der aktuelle Weltreichtumsbericht resümiert, den das Finanzhaus Merrill Lynch und die Unternehmensberatung Capgemini in dieser Woche vorgelegt haben. Deutschlands Millionäre wurden zwar nicht ganz so gezaust wie die Vermögenden in den USA, wo nicht nur die Börsenkurse, sondern auch die Immobilienpreise abstürzten. Doch verloren auch die hiesigen Reichen 2008 zehn Prozent ihres Vermögens. Und die Zahl derer, die hierzulande über mehr als eine Million Dollar an Finanzanlagen verfügen, schrumpfte in nur einem Jahr um 23 000 auf 310 000.

Die Folgen der Krise spüren die Wohlhabenden indes nicht nur bei Vermögensverlusten. Auch bei den Einkommen verzeichneten viele 2008 ein dickes Minus. So verdienten die Vorstände der 30 größten börsennotierten Unternehmen 2008 pro Kopf im Durchschnitt 2,3 Millionen Euro. 2007 betrugen die Vergütungen in bar oder als Aktien und Optionen im Schnitt noch fast drei Millionen Euro. Dies ist ein Rückgang um mehr als 20 Prozent. "Insgesamt ist davon auszugehen, dass die Krise die Unterschiede bei den Markteinkommen verringert hat", sagt der Direktor des Instituts der Deutschen Wirtschaft Köln (IW), Michael Hüther. "Es gibt eine Entspannung bei der Einkommensverteilung." Der Präsident des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW), Klaus Zimmermann, spricht von einem "Kriseneffekt der Gleichmacherei". Denn der Crash habe zwar viel Kapital vernichtet, die Armen hierzulande aber nicht ärmer gemacht.

Tatsächlich federt der gut ausgebaute Sozialstaat in Deutschland die Folgen der scharfen Rezession vor allem für die unteren Bevölkerungsschichten vollständig ab. Anders als den Arbeitnehmern, die sich zunehmend um Job und Lebensunterhalt sorgen, garantiert der Sozialstaat Rentnern und Hartz-IV-Beziehern sichere Einkommen. Mehr noch: Um die 20 Millionen Rentner milde zu stimmen, hat die große Koalition schon im vergangenen Jahr - mit Blick auf das Superwahljahr 2009 - die Rentenformel manipuliert. Zum 1. Juli steigen die Altersbezüge denn auch so stark wie seit 15 Jahren nicht mehr: um 2,41 Prozent im Westen, im Osten um gar 3,38 Prozent. Da die Senioren auch von der mit Steuergeldern finanzierten Senkung der Krankenkassenbeiträge zum 1. Juli profitieren, haben sie in der 
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Krise sogar deutlich mehr im Portemonnaie. Weil die Hartz-IV-Regelsätze an die Rente gekoppelt sind, zählt auch diese Personengruppe zu den Krisengewinnern. Zumal die Erhöhung in diesem Jahr nicht wie sonst von der Inflation geschmälert wird. Denn derzeit herrscht in Deutschland absolute Preisstabilität.

Für IW-Ökonom Hüther gehört das Bild der sich immer weiter öffnenden Einkommensschere ohnehin in die Mottenkiste - und das nicht erst seit Ausbruch der Wirtschaftskrise. "Zwar stimmt es, dass sich die am Markt erzielten Einkommen zwischen Mitte der Neunzigerjahre und Mitte dieses Jahrzehnts auseinanderentwickelt haben", so Hüther. Dies sei vor allem eine Folge des technischen Fortschritts, der die Einkommen der gut Qualifizierten nach oben ziehe. "Nimmt man aber die Nettoeinkommen, bezieht man also die staatliche Umverteilung im Rahmen des Steuer- und Sozialsystems mit ein, ist die Verteilung in dieser Zeit unverändert geblieben."

Bemerkenswerterweise haben auch die Hartz-IV-Reformen der früheren Bundesregierung nicht - wie so oft behauptet - die soziale Kluft vergrößert. Im Gegenteil. DIW-Präsident Zimmermann verweist auf Untersuchungen seines Hauses im Rahmen des Sozioökonomischen Panels, die belegten, dass sich infolge des Rückgangs der Arbeitslosigkeit ab 2006 das Armutsrisiko hierzulande verringert hat und "es bei der Einkommensverteilung eine eindeutige und klare Verbesserung gegeben hat".

Der Beschäftigungsboom endete, als im Herbst 2008 die US-Investmentbank Lehman Brothers zusammenbrach und die Finanzkrise auf Deutschland überschwappte. Die Bundesregierung spannte einen Rettungsschirm für die Banken im Umfang von 500 Milliarden Euro. "Dies bedeutet nicht die große Umverteilung von unten nach oben, sprich vom kleinen Mann zum bösen Banker, wie jetzt oft zu hören ist", stellt DIW-Chef Zimmermann klar. Deshalb führe auch die Forderung nach einer "sozialen Komponente" bei der Krisenbewältigung in die Irre. "Ein gesetzlicher Mindestlohn oder höhere Hartz-IV-Sätze beispielsweise haben negative Beschäftigungseffekte zur Folge und erhöhen somit das Armutsrisiko", warnt der Ökonom.
